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KOMtIENTAR ZU PROTOKOLL 15 UBER UBERGANGSZEITEN FÜR DIE FREIZUGIGKEIT 

1. Zur Ueberqanqsregelung im aliqemeinen 

Die Grundzuge der Uebergangsregelung sind die folgenden: Liechten-

stein erhalt eine fUnfjahrige generelle Uebergangsfrist, während der 

der Zuzug von Ausländern aus EWR-Staaten (einschliesslich der Grenz-

ganger) beschrankt werden kann. Während dieser Zeit durfen auch ar -

beitsmarktliche Restriktionen (Stellen-, Berufs-, Branchenwechsel 

u.a.) beibehalten werden. 

Zudem kann die gewerbliche, freiberufliche und sonstige Tatigkeit 

von Selbständigerwerbenden aus dem Ausland (Niederlassungs- und 

Dienstleistungsfreiheit) während vier Jahren beschrankt bleiben. 

Einschränkungen des Familiennachzugsrechts dürfen für Aufenthalter 

während zwei Jahren, für Saisonarbeiter während vier Jahren bei-

behalten werden. Schliesslich ist die Moglichkeit der Verlangerung 

der generellen Uebergangsfrist vorgesehen. 

Die für Liechtenstein ausgehandelten (Jebergangsregelungen sind 

(zusammen mit den für die Schweiz geltenden Bestimmungen) im Proto-

koll 15 über Uebergangszeiten für die Freizügigkeit (Schweiz und 

Liechtenstein) geregelt, das einen integralen Bestandteil des EWR-

Abkommens bildet. Die Art. 2 bis 4 des Protokolls enthalten die spe-

zifischen Uebergangsregeln für die Schweiz und die Art. 5 bis 7 jene 

für Liechtenstein, die teils mit den für die Schweiz vorgesehenen 

Bestimmungen identisch sind, teils aber auch erheblich von diesen 

abweichen, und zwar jeweils zugunsten Liechtensteins. Die Art. 8 bis 

10 beinhalten die grundsàtzlich für beide Lander gleichermassen gel-

tenden Uebergangsvorschriften. Die in Art. 9 vorgesehene Ueberpru 
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fung der tiebergangsfristen ist freilich für die zwei Lander unter-

schiedlich geregeit: die Moglichkeit der Fristverlängerung ist nur 

für Liechtenstein vorgesehen. 

Im Hinbiick auf die Bedeutung, die diesem Protokoll für Liechten-

stein zukommt, sollen dessen Bestimmungen ausführiich eriäutert wer-

den: 

2. Die Bestininungen des Protokolls im einzelnen 

Artikel 1 

Art. 1 statuiert den Grundsatz, dass die Vorschriften des EWR-Abkom-

mens über den freien Personenverkehr nur vorbehaitlich der im Pro-

tokoll enthaltenen Uebergangsbestimmungen gelten. Mit dieser Bestim-

mung ist sichergesteilt, dass der gesamte Bereich der Personenfrei-

zügigkeit von der Uebergangsregeiung abgedeckt ist. Restriktionen 

geiten somit nicht nur für alle ausiändischen selbstandig und un-

seibstandig Erwerbenden, sondern auch für sogenannte nicht-aktive 

Personen wie Rentner, Studenten und Privatiers. 

Die Uebergangsregelung für die Schweiz soil nur so weit dargestelit 

werden, wie dies für das Verstandnis der Liechtenstein betreffenden 

Vorschriften erforderlich ist. 

Artikel 2 

Art. 2 Abs. 1 statuiert den Grundsatz, dass die Schweiz bis zum 1. 

Januar 1998 an der Bewiliigungspflicht für Einreise, Aufenthalt und 

Beschaftigung von Angehorigen der EG-Mitgiiedstaaten und der anderen 

EFTA-Staaten festhalten kann. Dies gilt reziprok, d.h. auch diese 
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Staaten konnen gegenuber Schweizer Staatsangehorigen eine allenfalls 

bestehende Bewilligungspflicht beibehalten. 

Abs. 2 räumt der Schweiz ferner das Recht em, quantitative Be-

schrankungen in bezug auf Aufenthalter und Saisonarbeitnehmer aus 

den genannten Staaten aufrechtzuerhalten. Der zweite Satz des Abs. 2 

verpflichtet die Schweiz indessen, alle quantitativen Restriktionen 

stufenweise abzubauen und zwar spätestens bis zum Ende der Ueber-

gangsfrist (die entprechende Bestimmung für Liechtenstein enthält 

eine weniger welt gehende Liberalisierungsverpflichtung, siehe unten 

Art. 5 Abs. 2). 

Artikel 3 

Art. 3 enthält die Uebergangsbestimmungen betreffend die Saisonar-

beitnehnier in der Schweiz. Abs. 1 und 2 sind weitgehend identisch 

nit den für Liechtenstein geltenden Vorschriften des Art. 6 Abs. 1 

und 2. 

Art. 3 Abs. 3 regelt die Umwandlung von Saisonbewilligungen in 

Aufenthaltsbewilligungen, worauf ausländische Saisonarbeitnehmer in 

der Schweiz bereits heute aufgrund bilateraler Vertrage einen An-

spruch haben. Nach Art. 3 Abs. 3 werden Saisonniers in der Schweiz 

kunftig bereits nach 30-monatiger saisonaler Tatigkeit uneinge-

schränkte Freizugigkeit geniessen. Es 1st hervorzuheben, dass Art. 6 

keine entsprechende Verpflichtung für Liechtenstein statuiert, das 

somit während der gesamten Ubergangszeit den Grundsatz beibehalten 

kann, dass Saisonarbeitnehmer am Ende einer Saison in ihr Heimatland 

zurückkehren. 
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Artikel 4 

Gemäss Art. 4 kann die Schweiz während drei Jahren am Erfordernis 

der taglichen RUckkehr und während 5 Jahren am Erfordernis der wö-

chentlichen Rückkehr der Grenzgänger festhalten (Liechtenstein kann 

demgegenuber wàhrend der gesamten Uebergangszeit verlangen, dass em 

Grenzganger taglich an semen Wohnort zurückkehrt). Ferner dürfen 

bis zum 1. Januar 1997 die Grenzzonen sowie bis zum 1. Januar 1995 

die Bewilligungspflicht für Grenzgänger beibehalten werden 

(Liechtenstein kennt keine mit den schweizerischen vergleichbare 

Grenzzonen, weshaib dafür keine Uebergangsregelung erforderlich ist; 

die Bewilligungspflicht für Grenzgänger kann von Liechtenstein bis 

zum Ende der Uebergangsfrist aufrecht erhalten werden). 

Artikel 5 

Art. 5 ist inhaitlich identisch mit dem für die Schweiz geltenden 

Art. 2 Abs. 1. Liechtenstein kann demnach mit Bezug auf Angehorige 

von EG-Staaten und von anderen EFTA-Staaten bis zum 1. Januar 1998 

an der Bewilligungspflicht für Einreise, Aufenthalt und Beschäfti-

gung festhalten. Das Recht zur Aufrechterhaltung einer bestehenden 

Bewilligungspflicht kommt auch den genannten Staaten mit Bezug auf 

liechtensteinische Staatsangehorige zu. Die Einführung neuer 

Restriktionen ist jedoch alien EWR-Staaten untersagt. 

Für Liechtenstein besonders wichtig ist, dass nicht nur die Immigra-

tion Gegenstand von Beschränkungen ist, sondern dass Einreise, Auf-

enthait und Beschäftigung, namentlich auch der Grenzganger, umfas-

send kontrolliert werden kUnnen, was durch die gewahrte Formulierung 

gewahrleistet ist. 
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Hervorzuheben ist ferner, dass Liechtenstein während der Uebergangs-

zeit autonom entscheiden kann, weiche ausländischen Personen für 

weiche Wirtschaftssektoren zugelassen werden sollen. Das weite Er-

messen, welches das heutige liechtensteinische Ausländerrecht den 

Behörden bei der Bewilligung von Einreise und Aufenthalt einräumt, 

bleibt somit grundsatzlich erhalten. Die EWR-Angehörigen haben al-

lerdings Anspruch auf moglichst nicht-diskriminatorische Anwendung 

der Restriktionen. 

Art. 5 Abs. 2 räumt Liechtenstein das Recht em, bis zum Ende der 

Uebergangszeit quantitative Beschrankungen bezuglich der Angehorigen 

der anderen EWR-Staaten beizubehalten. Diese Vorschrift unterschei-

det sich in zwei Punkten wesentlich von dem für die Schweiz gelten-

den Art. 2 Abs. 2: Erstens dürfen quantitative Beschrankungen von 

Liechtenstein nicht nur für Aufenthalter und Saisonarbeitnehmer, 

sondern auch für Grenzganger beibehalten werden. Zweitens reicht die 

Verpflichtung zur Verminderung der quantitativen Schranken für 

Liechtenstein weniger weit als für die Schweiz. Es ist zwar eine 

schrittweise Reduktion soicher Schranken gefordert, jedoch nicht bis 

zum Ende der Uebergangsfrist, was so zu verstehen ist, dass Liech-

tenstein nicht verpflichtet ist, sämtliche quantitativen Restriktio-

nen innert 5 Jahren aufzugeben. Der Grund dafUr liegt darin, dass 

für Liechtenstein in Art. 9 Abs. 2 die Moglichkeit der Verlängerung 

der Uebergangsfristen (und damit der Beibehaltung von quantitativen 

Schranken) vorgesehen ist, und dass somit eine vollige Beseitigung 

des Beschrankungssystems innert fünf Jahren nicht verlangt werden 

kann. 

Artikel 6 

Art. 6 Abs. 1 enthält die Vorschriften zur Rechtsstellung der Sai-

sonarbeiternehmer. Saisonniers kOnnen während der gesamten Ueber- 
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gangsfrist verpflichtet werden, das Land jeweils am Ende des Saison-

vertrages für mindestens drei Monate zu verlassen. Damit soil ver-

hindert werden, dass die quantitativen Schranken für Aufenthalter 

unterlaufen werden (die daraus resultierenden Belastungen für die 

Arbeitsiosenversicherungen der Heimatstaaten von Saisonniers werden 

durch eine in einem separaten Instrument geregelte Lieberweisung von 

Arbeitslosenversicherungsbeitragen kompensiert). Es wurde bereits 

darauf hingewiesen, dass ein Anspruch auf Umwandlung der Saisonbe-

willigung in eine Aufenthaltsbewilligung nicht besteht. 

Ein Saisonarbeitnehmer, der nach dem erforderlichen Linterbruch ins 

Land zurUckkehrt, hat gemass Abs. 1 Satz 2 Anspruch auf automatische 

Veriängerung der Saisonbewilligung. Dies sollte in der Praxis keine 

Probleme aufwerfen, da der Anspruch nur besteht, sofern der Arbeit-

nehmer einen Saisonvertrag vorweisen kann. Vorbehalten bleiben zudem 

die in Abs. 1 Satz 1 vorgesehenen Mobilitatsbeschrankungen, die etwa 

bei einem vom Saisonarbeitnehmer beabsichtigten Wechsel des Arbeit-

gebers wirksam werden. 

Art. 6 Abs. 2 enthält die Vorschriften zum Familiennachzug. Wie der 

Schweiz steht auch Liechtenstein eine vierjahrige Uebergangsfrist 

zur Einräumung des Familiennachzugs für Saisonarbeitnehmer zur Ver-

fügung. Für Liechtenstein gilt zusätzlich eine zweijahrige Frist für 

die Beseitigung der Restriktionen über den Familiennachzug der 

Aufenthalter. 

Art. 6 Abs. 3 dehnt die für Arbeitnehmer geltende Familiennachzugs-

regelung auf die Selbstandigerwerbenden aus. Deren Familien-

nachzugsrecht karin soinit in Liechtenstein ebenfalls während zwei 

Jahren beschränkt bleiben. 
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Artikel 7 

Art. 7 enthält weitere Bestimmungen über qualitative Restriktionen, 

die von Liechtenstein während einer bestirnmten Zeit aufrecht erhal-

ten werden dürfen. 

Gernäss Art. 7 Abs. 1 kann Liechtenstein die Grenzganger während der 

ganzen fUnfjährigen Uebergangsfrist verpflichten, taglich an ihren 

Wohnort zurUckzukehren. Diese Vorschrift ist notwendig, urn ein Un-

terlaufen der für Aufenthalter geltenden quantitativen Schranken zu 

verh indern. 

Art. 7 Abs. 2 erlaubt Liechtenstein die Beibehaltung von Vorschrif-

ten Uber die Beschrankung der beruf lichen Mobilität für alle Katego-

rien von Arbeitnehmern. Die negativen Auswirkungen, die die quanti-

tativen Zulassungsbeschrankungen auf den Arbeitsmarkt haben, können 

sornit weiterhin durch staatliche Massnahrnen korrigiert werden. Es 

stelit sich allerdings die Frage, wieweit die unverminderte Auf-

rechterhaltung der existierenden Beschränkungen, etwa jener irn Be-

reich des Stellen-, Beruf s- und Branchenwechsels, irn langerfristigen 

Interesse des Landes liegen. 

Für den Wechsel von der unselbstandigen zur selbstandigen Erwerbstä-

tigkeit ist ebenfalls Art. 7 Abs. 2 rnassgebend, der Liechtenstein 

generell errnachtigt, den Berufszugang auslândischer Arbeitnehrner 

längstens bis zurn 1. Januar 1998 zu beschränken. 

Die zulassigen Restriktionen in Bezug auf Ausländer, die einer selb-

standigen Erwerbstâtigkeit nachgehen, sind in Art. 7 Abs. 3 gere-

gelt. Nationale Vorschriften Uber Einschrànkungen des Berufszugangs 

von Selbstandigerwerbenden mit Inlandwohnsitz dUrfen bis zum 1. Ja-

nuar 1995, soiche bezüglich Selbstandigerwerbender mit Ausland-

wohnsitz bis zum 1. Januar 1997 aufrechterhalten werden. Für die 
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grenzuberschreitende gewerbliche oder freiberufliche Tatigkeit gilt 

somit eine Uebergangsfrist von vier Jahren. 

Artikel 8 

Art. 8 Abs. 1 statuiert eine Unterlassungspflicht: die Schweiz und 

Liechtenstein dUrfen nach der Unterzeichnung des EWR-Abkommens keine 

neuen Einschrankungen über Einreise, Aufenthalt und Beschaftigung 

von Arbeitnehmern und Selbstandigerwerbenden von EWR-Staaten einfüh-. 

ren. Abs. 2 verpflichtet die zwei Lander, die notwendigen Massnahmen 

zur Realisierung des Prinzips zu treffen, nach dem die Angehorigen 

anderer EWR-Staaten mit derselben Priorität wie Inländer zur Er-

werbstatigkeit zugelassen werden. Damit soll der Vorrang von EWR-An-

gehOrigen vor Angehörigen von Drittstaaten sichergestelit werden. 

Artikel 9 

Art. 9 Abs. 1 schreibt mit Bezug auf die Schweiz vor, dass die sich 

aus der Anwendung der Uebergangsregelungen ergebenden Konsequenzen 

vom 1. Januar 1995 an zu uberprufen sind und dass aufgrund der dann 

vorliegenden Daten eine Anpassung (d.h. Kurzung) der Uebergangsfri-

sten vorzunehmen ist. 

Art. 9 Abs. 2 enthält die Ueberprufungsklausel für Liechtenstein, 

die nicht auf eine Verkurzung, sondern auf eine Verlangerung der 

Fristen angelegt ist. Die Klausel sieht die Verpflichtung der Ver-

tragsparteien vor, die für Liechtentein geltenden Uebergangsmassnah-

men am Ende der Uebergangfrist gemeinsam zu prüfen. Dabei muss der 

besonderen geographischen Situation des Landes - und damit seiner 

natürlich begrenzten Aufnahmefahigkeit - gebQhrend Rechnung getragen 

werden. 
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Diese Vorschrift soil es ermoglichen, beim Ablauf der Uebergangs-

frist eine Fristverlängerung auszuhancleln. Die offene Formulierung 

des Art. 9 Abs. 2 schliesst zudem nicht aus, dass natigenfalls von 

den ursprunglich vorgesehenen Massnahmen abweichende Vorkehrungen 

vereinbart werden können. 

Artikel 10 

Nach Art. 10 des Protokolis finden bestehende bilateraie Regelungen 

während der Obergangszeiten weiterhin Anwendung, sofern sich nicht 

aus dem EWRA für die betroffenen Ausländer günstigere Bestimmungen 

ergeben. Diese Vorschrift, die vor ailem mit Buck auf die zwischen 

der Schweiz und mehreren EG-Mitgliedstaaten bestehenden Sozialversi-

cherungsabkommen in das Protokoil 15 aufgenommen worden ist, gewahr-

leistet, dass es über das EWRA zu keiner Verschlechterung der 

Rechtsstellung von Personen im Vergleich zu jener unter den biiate-

ralen Abkommen kommt. 

Artikel 11 

Art. 11 enthäit eine Begriffsdefinition. Es wird kiargesteilt, dass 

für die Zwecke des vorliegenden Protokolis die Begriffe 

"Saisonarbeitnehmer" und Grenzganger" im Sinne der schweizerischen 

bzw. liechtensteinischen Gesetzgebung zu verstehen sind. 
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SYSTEMATISCHE UBERSICHT ZU DEN UBERGANGSVORSCHRIFTEN 

1. GRUNDSATZLICHE BESTIMMUNGEN 

Möglichkeit zur Aufrechterhaltung des Be- Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre) 
willigungssystems bezflglich Einreise, 
Aufenthalt und Beschäftigung von neuein- 
reisenden Personen einschliesslich der 
Grenzgänger 

	

I46glichkeit zur Aufrechterhaltung der 	Bis zuin 1.1.1998 (5 Jahre) 
zahlerunassigen Beschränkungen mit Bezug 
auf Arbeitnehmer (einschliesslich der 
Grenzgänger), der Selbständigerwerbenden 
und nicht erwerbstätigen Personen 

Möglichkeit der Verlangerung der Uber-
gangsregelung 

2. ARBEITNEHMER 

2.1 Jahresaufenthalter 

Möglichkeit zur zahlenmassigen Beschränk-
kung 

Möglichkeit zur Einschränkung der beruf-
lichen Freizflgigkeit (Mobilität auf dem 
Arbeitsmarkt) und des Zugangs zur selb-
standigen Berufsausflbung 

Möglichkeit, die Beschränkung des Famili-
ennachzugsrechts beizubehalten 

Aufenthaltsausweis mit einer Gultig-
keitsdauer von 5 Jahren 

Beim Ablauf der Ubergangs-
zeit 

Bis zuin 1.1.1998 (5 Jahre; 
Verlängerungsmöglichkeit) 

Bis zuin 1.1.1998 (5 Jahre) 

Bis zuxn 1.1.1995 (2 Jahre) 

Ab dem 1.1.1993 

2.2 Saisonarbeitnehmer 

Möglichkeit zur zahlerunassigen Beschrän- 	Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre; 
kung 	 Verlängerungsmöglichkeit) 
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Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre) Möglichkeit zur Aufrechterhaltung der 
Vorschrif ten, weiche die berufliche Mobi-
lität während der Saison einschränken 

Möglichkeit zur Aufrechterhaltung der 
Pflicht, das Land während insgesanit mm-
destens drei Nonaten im Kalenderjahr zu 
verlas sen 

Automatische Erneuerung der Saisonbewil-
ligung, wenn der Saisonnier im Besitze 
eines Arbeitsvertrages ist 

Möglichkeit, die Beschränkung des Famili-
ennachzugsrechts beizubehalten 

Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre) 

Ab dem 1.1.1993 bis zum 
1.1.1998 (5 Jahre) 

Bis zuin 1.1.1997 (4 Jahre) 

2.3 Kurzaufenthalter 

2.3.1 Kurzaufenthalter bis 4 Monate 

Möglichkeit zur Aufrechterhaltung der 	Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre) 
heutigen Regelung 

2.3.2 Kurzaufenthalter von mehr als 4 
Monaten 

Moglichkeit zur zahlenxnässigen Beschränk- 	Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre; 
kung 	 Verlängerungsmöglichkeit) 

Möglichkeit zur Aufrechterhaltung der 
Vorschrif ten, weiche die berufliche Mo-
bilität während der Dauer des Aufenthal-
tes einschränken 

Möglichkeit, die Beschränkung des Famili- 	Bis zum 1.1.1997 (4 Jahre) 
ennachzugsrechts beizubehalten 

2.4 Grenzgänger 

Möglichkeit zur zahlenmässigen Beschrän-
kung 

Moglichkeit zur Aufrechterhaltung der 
Pflicht, taglich an den Wohnort im Aus-
land zurückzukehren 

Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre; 
Verlangerungsmoglichkeit) 

Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre) 

Möglichkeit zur Aufrechterhaltung der Be- Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre) 
stimmungen zur Einschränkung der beruf li- 
chen Freizügigkeit (Mobilität auf den Ar-
beitsmarkt) und des Zugangs zur selbstän-
digen Berufsausübung 
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3. SELBSTANDIGERWERBSTATIGE UND DIENST-
LEISTUNGSERBRINGER 

3.1 Selbständigerwerbstätige mit Wohnsitz 
in Liechtenstein 

Moglichkeit zur zahlenmässigen Beschrän-
kung 

Möglichkeit zur Beschrankung des Zugangs 
zu beruf lichen Tätigkeiten 

Bis zuin 1.1.1998 (5 Jahre; 
Verlängerungsmöglichkeit) 

Bis zum 1.1.1995 (2 Jahre) 

3.2 Selbständigerwerbstätige mit Ausland-
wohnsitz (Dienstleistungserbringer) 

Möglichkeit zur Begrenzung des Zugangs 	Bis zum 1.1.1997 (4 Jahre) 
zur beruf lichen Tatigkeit 

3.2.1 Kurzaufenthalter bis zu 8 Tagen in 
3 Monaten 

Bewilligungsfrei; keine zahlenmässige Be- Ab den 1.1.1993 
schränkung 

3.2.2 Aufenthalte von mehr als 8 Tagen in 
3 Monaten 

Möglichkeit zur zahlerimässigen Beschrän-
kung für Einreise und Aufenthalt 

Aufenthaltsbewilligung für die voraus-
sichtliche Dauer der Dienstleistung (in 
Gegensatz zur Jahresaufenthaltsbewilli-
gung sind diese Bewilligungen beliebig 
befristbar und müssen nicht für die Dau-
er von 5 Jahren erteilt werden, wenn der 
Aufenthalt mehr als 12 Monate beträgt) 

4. NICHTERWERBSTATIGE 

Studenten, aus dem Erwerbsleben ausge-
schiedene und andere nicht Erwerbstätige 

Bis zuin 1.1.1998 (5 Jahre) 

Ab den 1.1.1993 

Möglichkeit zur Aufrechterhaltung der Be- 	Bis zum 1.1.1998 (5 Jahre) 
willigung und zahleninässiger Beschränkung 




